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dere darf die Arbeitszeitverkiirzung nicht zu einer Zunahme von Stress
und Zeitdruck fuhren.

Voraussetzung dafur ist, dass sie in grossen Schritten durchgefihrt wird
und dadurch Arbeitsplatze geschaffen werden. Die Kontrolie hieruber ist
durch die Gewerkschaften und ihre Vertreter im Betrieb auszuuben. Im
offentlichen Dienst ist der Personalstopp aufzuheben.

Die SGB-Gewerkschafterinnen betrachten die Initiative auf Herabset-
zung der wochentlichen Arbeitszeit auf 40 Stunden als einen ersten
Schritt. Die Verbande sind aufgefordert, die 35-Stunden-Woche vertrag-
lich durchzusetzen.

Die Gewerkschafterinnen verlangen vom SGB und seinen Mitgliedver-
banden eine verstirkte Offentlichkeitsarbeit Gber die gesellschaftspoliti-
schen Vorteile und die Beschaftigungswirksamkeit einer massiven Ar-
beitszeitverkurzung.

Tatigkeitsbericht 1982 bis 1985

Das Jahr 1982 galt vor allem der Vorbereitung und der Durchfihrung des
Zweiten Frauenkongresses des SGB. Der erste fand 1975 in Basel an-
lasslich des Internationalen Jahres der Frau statt. Wiederum am Vortag
eines ordentlichen SGB-Kongresses tagten am 13. Oktober 1982 106
Delegierte der Verbande und 25 Gaste in Lausanne.

Wenn auch fur den Frauenkongress zur Hauptsache die Annahme des
Arbeitsprogrammes auf dem Programm stand, so beeinflusste doch der
unmittelbar folgende SGB-Kongress die Debatten: Es wurden Antrage,
die dem SGB-Kongress unterbreitet wurden, diskutiert und ein Resolu-
tionsentwurf zur Chancengleichheit und Gleichberechtigung zwischen
Mannern und Frauen erarbeitet. Der SGB-Kongress stimmte der Resolu-
tion zu, die folgende sieben Punkte enthielt:

1. Einfihrung der 40-Stunden-Woche als Schritt zu einer spurbar kur-
zeren Arbeitszeit;

2.Verwirklichung der Lohngleichheit fur gleichwertige Arbeit, gleichen
Zugang zu allen Berufen und zur Weiterbildung, gleiche Aufstiegs-
chancen;

3. Ausbau des Mutterschaftsschutzes;

4. Beseitigung der Diskriminierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern beziglich Altersvorsorge (Herabsetzung des Rentenalters fur
Manner), Verwirklichung des flexiblen Rentenalters, Recht auf berufli-
che Vorsorge im Fall von Erwerbsunterbrichen, Recht auf eine eigen-
standige AHV-Rente, Anpassung der Rentenskala zugunsten niederer
und mittlerer Einkommenskategorien;

5. Straffreiheit des Schwangerschaftsabbruches in den drei ersten Mona-
ten der Schwangerschaft und Errichtung von Beratungs- und Fami-
lienplanungsstellen;
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6. Ausbau des Kuindigungsschutzes;
7. Forderung der Teilnahme der Frauen am gewerkschaftlichen Ge-
schehen auf allen Ebenen.

Dieser Tatigkeitsbericht gibt Rechenschaft daruber, was zur Realisierung
der Ziele unternommen worden ist. Er informiert zugleich uber andere
Bereiche, in denen die Frauenkommission tatig war.

Herabsetzung der Arbeitszeit

Aufgrund des vom SGB-Kongress erhaltenen Mandats wurde eine breite
Vernehmlassung unter den Verbanden uber die Zweckmassigkeit einer
Volksinitiative zur Herabsetzung der Arbeitszeit, iber deren Inhalt und
die Art der Kampagne durchgefiihrt. Die Initiative wurde im September
1983 lanciert und im August 1984 mit 158 549 beglaubigten Unter-
schriften eingereicht.

Im November 1983 organisierte die SGB-Frauenkommission eine Stu-
dientagung bezlglich der wirtschaftlichen Aspekte der Arbeitszeitver-
kiirzung; tber 70 Gewerkschafterinnen nahmen daran teil. Wahrend der
ganzen Kampagne waren die Frauen engagiert tatig. Aufgrund ihrer
eigenen Erfahrungen konnten sie den Argumenten fir eine Arbeitszeit-
reduktion mehr Gewicht und Stosskraft geben.

Parallel dazu beschaftigte sich die Frauenkommission mit der Flexibili-
sierung der Arbeitszeit und namentlich mit der Teilzeitarbeit. Eine Ad-
hoc-Arbeitsgruppe hat im Februar 1985 eine Konferenz der Verbande
und kantonalen Gewerkschaftsbinde zu diesem Thema organisiert
sowie eine Broschure lber die Teilzeitarbeit in die Wege geleitet; diese
wird 1986 erscheinen.

Lohngleichheit und gleicher Zugang zu allen Berufen

Im Jahr 1982 arbeitete eine Arbeitsgruppe des SGB (Verbandsvertreter
und ein Mitglied der Frauenkommission) eine Strategie zur Realisierung
der Lohngleichheit aus. Dieses Papier empfahl den Verbanden, mit den
Arbeitgeberverbanden zu verhandeln, um schrittweise die lohnmassigen
Diskriminierungen der Frauen in den Gesamtarbeitsvertragen aufzuhe-
ben. Die Empfehlung wurde weitgehend befolgt. Namhafte Erfolge
konnten wahrend dieser Zeit registriert werden, sei es, dass ein Lohn-
gleichheitsplan realisiert wurde, dass Frauenlohne mehr stiegen als Man-
nerlohne oder dass sich die Vertragspartner in bezug auf Kriterien zur
Gleichwertigkeit der Arbeit einigen konnten.

Das Dokument empfahl den Verbénden ebenfalls, die rechtlichen Schrit-
te zu unterstiitzen, die diskriminierte Frauen wegen der Lohnungleich-
heit unternahmen. Bis heute wurden seit der historischen Abstimmung
vom 14.Juni 1981 erst zwei derartige Aktionen in der Schweiz zum
Abschluss gebracht; eine einzige in der Privatwirtschaft. Die Gewerk-
schaft Bau und Holz (GBH) gab der betroffenen Person Rechtsschutz.
Beide Urteile anerkannten, dass Verfassungsbruch vorlag, und forderten
die rickwirkende Bezahlung der festgestellten Differenz.
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Die Arbeitsgruppe hat in einem zweiten Schritt die Salarstatistiken analy-
siert: Sie wies auf Licken der Biga-Statistik hin wie auch auf das Fehlen
zuverlassiger Instrumente, die erlauben wiirden, Fortschritte bei der Ver-
wirklichung des Prinzips «Gleicher Lohn firr gleichwertige Arbeity zu
messen. Zumindest war es moglich, die Wirtschaftszweige zu ermitteln,
in denen diese Diskriminierungen am haufigsten vorkommen. Die Ar-
beitsgruppe hielt es fiir zweckmassig, ein Gesetz zur Anwendung der
Lohngleichheit vorzuschlagen, um so die Hindernisse abzubauen (Kla-
gerecht der Berufsverbande, Umkehrung der Beweislast, verstarkter
Kandigungsschutz). Dem Staat (Bund und Kantone) sollte auch der
Auftrag erteilt werden, die Entwicklungen auf diesem Gebiet zu verfol-
gen. Am 14. Juni 1984 deponierte Nationalratin Yvette Jaggi in diesem
Sinne eine parlamentarische Initiative. Sie wurde im November 1985 im
Nationalrat mit schwacher Mehrheit abgelehnt. Mit einem Postulat
wurde der Bundesrat jedoch beauftragt, die Hindernisse zur vollen Reali-
sierung des Lohngleichheitsprinzips zu studieren und zu beseitigen. Fiir
die Revision des Kiindigungsschutzes im Obligationenrecht liegen Vor-
schlage vor, welche ebenfalls Hemmnisse abbauen wollen (Definition
der missbrduchlichen Kiindigung, Prozedurverbesserungen).

Im Jahr 1983 bildeten die Frauenkommission und die Jugendkommis-
sion des SGB gemeinsam eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe, um eine Kampa-
gne zur Forderung des gleichen Zugangs zu allen Berufen vorzubereiten.
Auf Anregung dieser Arbeitsgruppe publizierte die Gewerkschaftspresse
wahrend des Sommers 1984 Artikel Giber Frauen, die einen traditionellen
Mannerberuf ausiiben, und ber Manner, die eine «typisch weiblichey
Karriere gewahlt haben. Eine o6ffentliche Studientagung dazu hatte im
Oktober 1984 stattfinden sollen. Mangels geniigender Beteiligung
musste die Tagung zuriickgestellt werden. Bei einem zweiten Anlauf war
es eine Schwierigkeit praktischer Natur, die die Organisatoren zwang,
das Projekt nochmals zu verschieben. Die Tagung sollte nun 1986 reali-
siert werden konnen.

Mutterschaftsschutz

Zu den Initianten der Volksinitiative «fir einen wirksamen Schutz der
Mutterschafty», die im Januar 1980 eingereicht wurde, gehorte auch die
Frauenkommission SGB. Zusammen mit den neun andern Initiativ-Or-
ganisationen informierte und sensibilisierte die SGB-Frauenkommission
Parlament und Bevdlkerung. Nachdem die Abstimmung auf den
2. Dezember 1984 festgelegt worden war, beauftragte der SGB die
Frauenkommission, ihn im Komitee zur Vorbereitung der Kampagne zu
vertreten und diese auch innerhalb der Gewerkschaften zu fiihren. Infol-
ge eines eher mageren Budgets und trotz gewerkschaftlichem Einsatz der
lokalen Komitees und der Frauenkommissionen verschiedener Gewerk-
schaftsverbénde blieb die Kampagne farblos. Der Vorschlag einer Mini-
Revision des Krankenversicherungsgesetzes, mit welchem die Gegner
der Initiative eine spirbare und rasche Verbesserung des Mutterschafts-
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schutzes (bezahlter Mutterschaftsurlaub von 16 Wochen, Kiindigungs-
schutz wahrend der Schwangerschaft und dem Mutterschaftsurlaub,
Ubernahme der Arzt- und Apothekerkosten bei schwachem Einkom-
men) versprachen, bewirkte, dass sich Pro und Contra auf den neun-
monatigen Elternurlaub fir Mutter oder Vater konzentrierte. Die Initiative
wurde mit 84 Prozent der Stimmenden verworfen. Die Mini-Revision des
Krankenversicherungsgesetzes (KUVG) war 1985 nicht beendigt, und
der Ausgang der parlamentarischen Arbeiten ist ungewiss. Sogar der
Kdndigungsschutz wahrend der Schwangerschaft und wahrend des
Mutterschaftsurlaubs ist in Gefahr, den automatischen Charakter zu
verlieren, welcher ihm allein die Wirksamkeit garantiert. Einige be-
scheidene Verbesserungen sind auf vertraglicher Ebene (Dauer des Mut-
terschaftsurlaubs) realisiert worden.

Gleichheit bei den Sozialversicherungen

Die Frauenkommission des SGB hat die Arbeiten fur die 10. AHV-Revi-
sion aufmerksam verfolgt. Sie hat Opposition gegen jegliche Losung
angemeldet, welche zu einer Anpassung der AHV-Altersgrenze zuun-
gunsten der Frauen fihren wiirde. Sie hat die Idee eigenstandiger AHV-
Renten (Splitting) verteidigt, sofern eine Abanderung der Rentenskala
die Lage der Personen mit niederem oder mittlerem Einkommen verbes-
sert. Die Frauenkommission bekampft die vom Bundesrat aufgestellten
Bedingungen zui AHV-Revision, das heisst die «Kostenneutralitity. Es
ist wichtig, dass das Klima, das zurzeit rund um die AHV (und um die
Sozialversicherungen im allgemeinen) herrscht, verbessert wird, dass die
unbegriindeten Angste um das kiinftige Gleichgewicht der Institution
AHV und um die Belastung der Unternehmungen abgebaut werden.
Wahrend der Berichtsperiode wurde eher hastig die berufliche Vorsorge
(2. Saule) eingefiihrt. Die Frauenkommission hatte nicht die Gelegen-
heit, die Ausmerzung der Diskriminierungen voranzutreiben, welche in-
folge Unterbruchs der beruflichen Tatigkeit oder libermassiger Schwan-
kungen der Arbeitszeit und des Lohnes entstehen. Die beiden Erschei-
nungen belasten vor allem Frauen mit Familienpflichten. Zukinftig mis-
sen Anstrengungen zur Abschaffung des fixen koordinierten Lohnes
erfolgen — oder als Minimall6sung ein Abzug proportional zum Lohn —,
was einen besseren Einbezug der niederen Einkommen sowie der Teil-
zeitarbeitnehmer garantieren wiirde. Solche Forderungen sollten im jet-
zigen Stadium sowohl den Pensionskassen als auch dem Gesetzgeber
gestellt werden.

Die Frauenkommission SGB hat sich bei der Unfallversicherung wie bei
der Krankenversicherung stets fiir die Aufhebung der geschlechtsspezifi-
schen Risiken und damit gegen die unterschiedlichen Beitrage flir Man-
ner und Frauen ausgesprochen. Ihr Vorschlag, die Beitrage fiir Frauen bei
der Unfallversicherung leicht anzuheben, wurde nicht in Erwagung ge-
zogen. Es wird natig sein, den Kampf fiir eine Herabsetzung der Beitrige
fur Frauen in der Krankenversicherung fortzusetzen. Die Frauen des SGB
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fahlten sich besonders angesprochen durch die Volksinitiative fiir eine
gesunde Krankenversicherung, die im Herbst 1984 von SGB und SPS
lanciert wurden. Diese wirde die geschlechtsspezifischen Beitragsun-
terschiede abschaffen und gleichzeitig die Vorsorge und die nichtberufli-
chen Unfalle Gbernehmen.

Leben weitergeben: eine freie Entscheidung

1982 und 1983 hat die SGB-Frauenkommission an den Vorarbeiten zu
einer neuen Volksinitiative fir die Fristenlésung teilgenommen. Diese
Bemuhungen sind mangels einer breiten politischen Unterstutzung er-
folglos geblieben. Innerhalb der SGB-Frauenkommission herrschte
keine Einigkeit: Eine schwache Mehrheit billigte die Initiative nur unter
der Voraussetzung, dass im Initiativtext stehe, die Krankenkasse habe die
Kosten fir den Schwangerschaftsabbruch zu iibernehmen. Eine Minder-
heit wollte auf diese Klausel verzichten, namentlich um die Unterstiit-
zung der burgerlichen Parteien zu gewinnen, was der Initiative echte
Chancen bei der Abstimmung gegeben hitte. Der SGB hatte sich fiir
diesen zweiten Vorschlag ausgesprochen.

Nachdem auf eine Initiative verzichtet wurde, haben alle interessierten
Organisationen und politischen Parteien ein Manifest herausgegeben,
das jede Losung ablehnte, die eine Entwicklung in Richtung Fristen-
I6sung verhindern konnte. Viele fiihrende Gewerkschafter unter-
schrieben dieses Manifest, das dem Parlament vor der Debatte zur
«Recht auf Leben»-Volksinitiative und zum Gegenvorschlag des Bun-
desrats uberreicht wurde. Der Gegenvorschlag ist von beiden Kammern
abgelehnt worden.

Die SGB-Frauenkommission iibernahm die interne Abstimmungskam-
pagne sowie die Mitarbeit im Komitee, das sich gegen die «Recht auf
Leben»-Initiative gebildet hatte. Diese ist am 9. Juni 1985 mit 999 077
gegen 448016 Stimmen abgelehnt worden (17% Kantone dagegen).

Kdndigungsschutz

Die SGB-Frauenkommission hat sich im Rahmen der Volksinitiative fiir
einen wirksamen Mutterschutz, fir ein Kidndigungsverbot wahrend der
ganzen Schwangerschaft und fiir den Mutterschaftsurlaub eingesetzt.
Dank der Abstimmungskampagne zu diesem Volksbegehren konnten
breite Kreise der Bevolkerung fiir dieses Problem sensibilisiert werden.
Ausserdem hat die SGB-Frauenkommission aufmerksam die vorpar-
lamentarischen und parlamentarischen Arbeiten zur Revision des Ob-
ligationenrechtes beziiglich Kiindigung des Arbeitsvertrages verfolgt. Sie
hofft namentlich darauf, dass die Definition der missbrauchlichen Kiin-
digung (zum Beispiel aufgrund des Geschlechts oder wenn eine Arbeite-
rin ihr Recht auf gleichen Lohn fiir eine gleichwertige Arbeit vor Gericht
bringen will) den Frauen einen besseren Schutz gewahren wird. Die
SGB-Frauen haben sich mehrmals bemiiht, das Recht der Frauen auf
Arbeit zu verteidigen und die Argumente derjenigen zu widerlegen, die
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die Arbeit der Frau allein als Streben nach einem Zweitverdienst erach-
ten, also als nicht wesentlich werten.

Neues Ehe- und Erbrecht

Bei den parlamentarischen Arbeiten zur Revision des Eherechtes, dann,
als das Referendum von gewerblichen Kreisen und von den reaktionaren
Fligeln einiger burgerlichen Parteien lanciert wurde, und schliesslich in
der Abstimmungskampagne selbst hat sich die SGB-Frauenkommission
fur die vorgeschlagenen Anderungen geaussert. Sie war sehr aktiv, infor-
mierte und sensibilisierte die Gewerkschafter. lhre Prasidentin vertrat
auch den SGB im Komitee fur das neue Eherecht. Dieses ist am
22. September 1985 vom Volk angenommen worden (Stimmbeteiligung
41 Prozent; 54,7 Prozent Ja). Hier sei daran erinnert, dass das neue
Gesetz dank der Mehrheit unter den Frauenstimmen angenommen
wurde.

Integration der Frauen in die Gesamtverteidigung

Wie auch andere Organisationen ist der SGB ins Vernehmlassungsver-
fahren zu den verschiedenen erarbeiteten Varianten einbezogen worden,
die im Auftrag des Rates fiir Gesamtverteidigung von einer Arbeitsgrup-
pe erarbeitet wurden. Die Formulierung einer SGB-Stellungnahme ist
zuerst der SGB-Frauenkommission anvertraut worden, die ihr 1984 eine
Sitzung widmete. Anschliessend ist dieses Projekt vom SGB-Vorstand
angenommen worden, der also die Schlussfolgerungen der Frauenkom-
mission ubernahm: Kritik der Untersuchungsmethode, Notwendigkeit
einer Friedenspolitik und Kritik der «falschen Hoffnungeny, die von tech-
nischen Losungen der Folgen eines Konfliktes erweckt werden, Ver-
wechslung der Naturkatastrophen mit den bewaffneten Konflikten, Ab-
lehnung jeder obligatorischen Integration der Frauen im Verteidigungs-
wesen, Stellungnahme zugunsten eines Zivildienstes fiir die Manner.
1985 hat die SGB-Frauenkommission die Zusammenfassung der vom
Rat flr Gesamtverteidigung erhaltenen Antworten untersucht. Sie hat
deren Voreingenommenheit kritisiert. lhrer Meinung nach besteht das
Risiko, dass die Kantone Formen einer obligatorischen Integration von
Frauen mancher Berufsrichtungen oder Institutionen in die Wege leiten
konnten. Der Kampf gegen eine solche Entwicklung verlegt sich also von
der Bundes- auf die Kantonsebene. Somit miissen sich die kantonalen
Gewerkschaftsbiinde mit dem Problem ebenfalls befassen.

Nachtarbeit — Sonntagsarbeit

Seit Ende 1983, das heisst seit den ersten Kontakten zwischen den
Unternehmen ETA SA in Grenchen und Ebauches Electroniques SA in
Marin mit dem Bundesamt fiir Industrie, Gewerbe und Arbeit (Biga),
stand das Beibehalten des Nachtarbeitsverbots fiir Frauen in der Indu-
strie im Zentrum einer Debatte auf nationaler Ebene. Dank dem ent-
schiedenen gewerkschaftlichen Widerstand lehnte das Biga im August
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1984 das von den beiden Unternehmungen eingereichte Gesuch ab.
Somit bestatigte das Biga, dass vom Ubereinkommen der Internationalen
Arbeitsorganisation, das von unserem Parlament ratifiziert wurde, nicht
abgewichen werden kann. Im Zusammenhang mit der gewerkschaftli-
chen Stellungnahme spielte die SGB-Frauenkommission eine ent-
scheidende Rolle, denn sie ermoglichte den Frauen der einzelnen Ge-
werkschaften, sich eine Meinung zu dieser Frage zu bilden, die Entwick-
lung in den verschiedenen Zweigen der Wirtschaft zu analysieren und
uber die Massnahmen nachzudenken, die fur einen verbesserten Schutz
der Manner bezuglich Nachtarbeit notwendig waren. Die Frauenkom-
mission, die mit grosster Aufmerksamkeit die ihr vorgebrachten Falle
verfolgt, ist besorgt Uber das Risiko eines «schleichenden» Abbaus dieses
Verbots durch Verwaltungsentscheidungen oder mangelnde Kontrolle.
Die SGB-Frauenkommission und der SGB haben sich 1985 ebenfalis
eingehend mit Bestrebungen von Arbeitgeberseite befasst, die Frauen-
sonntagsarbeit auf neue Unternehmungen auszudehnen. In den kom-
menden Jahren wird diese Problematik zu den Prioritaten zahlen: Kampf
um die Erhaltung des allgemeingultigen Prinzips eines Verbots der
Nacht- und Sonntagsarbeit fur Manner und Frauen (fur die es bereits im
Arbeitsgesetz steht); Reduzieren der Abweichmoglichkeiten; Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmer, die in Sektoren be-
schaftigt sind, die einen durchgehenden Betrieb erfordern.

Andere Arbeitsgebiete

Im Laufe der Tatigkeitsperiode 1982 bis 1985 hat sich die SGB-Frauen-
kommission noch mit andern Themen befasst wie: Belastigungen am
Arbeitsplatz, Familienzulage, Einfluss des Zivilstandes auf die Steuer-
belastung und so weiter.

Stellung der Frauen in der Gewerkschaft

Mit dem Beschiuss, einen Frauenkongress alle vier Jahre einzuberufen,
anerkannte der SGB-Kongress den grossen Stellenwert, den er den
spezifischen Anliegen der Frauen einraumt. Die Antrage der Frauenkom-
mission fanden im SGB-Vorstand stets gute Aufnahme. Mit Ausnahme
des Schweizerischen Lithographenbundes sind alle Verbande in der
Frauenkommission vertreten, und zwar proportional zur Anzahl der in
den jeweiligen Verbanden organisierten Frauen.

Zwei Probleme bedurfen in Zukunft besserer Losungen: 1. Der Vorstand
der Frauenkommission ist ofter einerseits Uberlastet und anderseits mit
einer unzulanglichen Arbeitsverteilung konfrontiert, die sich nachteilig
auf die Arbeit der Kommission auswirkt.

2. 1982 war das Jahr mit der hochsten Frauenmitgliederzahl in allen dem
SGB angeschlossenen Verbanden (55 748). 1983 sank die Frauenmit-
gliederzahl um 0,44 Prozent, 1984 um 1,1 Prozent (fir 1985 sind die
Zahlen noch nicht bekannt). Mit Hilfe der SGB-Frauenkommission soll-
ten die Verbande die Mitgliederwerbung (namentlich auch fir weibliche
Mitglieder) ausbauen.

44



	Tätigkeitsbericht 1982 bis 1985

